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Sachkundenachweis zum Umgang mit Pflanzenschutzmitteln 
Proof ot the knowledge for handling of plant protection products 
Von K. Hanuß und W. Beicht 
Zusammenfassung 
Der Entwurf für ein neues Pflanzenschutzgesetz sieht u. a. 
vor, daß Anwendung und Abgabe von Pflanzenschutzmitteln 
an persönliche Anforderungen (fachliche Kenntnisse und Fer­
tigkeiten) geknüpft sind. Fehlen sie, kann die Tätigkeit unter­
sagt werden. Die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten sind der zuständigen Behörde auf Verlangen 
nachzuweisen. 
Möglichkeiten zur Gestaltung von Lehrgängen und zur Prü­
fung der Sachkunde wurden in Rheinland-Pfalz erprobt. Der 
positive Verlauf und Abschluß erster Kurse für Anwender von 
Pflanzenschutzmitteln empfehlen eine Einführung des Verfah­
rens für Personen ohne Berufsausbildung im Agrarbereich. 
Problematik der Norm und Realisierung werden diskutiert. 
Abstract 
The draft of a new law for plant protection, among other things, 
proposes that the application and sale of plant protection products is 
bound to demands upon personal skills (professional knowledge and 
dexterity). In case of lack, any handling with pesticides in plant 
protection may be prohibited. The professional knowledge and dexte­
rity required, must be proven by request to the competent authorities. 
The possibilities for training courses and examinations, proving. the 
individual knowledges, were tested in Rhineland-Palatinate. Positive 
progress and examination results of first courses recommend the 
introduction of the procedure for persons without agricultural trai­
ning. 
Problems of realization the project are discussed on the base of the 
proposed law. 
Vorbemerkung 
Ein Ablösungsgesetz mit der Bezeichnung „Gesetz zum 
Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz-PflSchG)" 
(2), nachfolgend als EPflSchG gekennzeichnet, soll die gelten­
den normativen Regelungen für den Pflanzenschutz an die 
zwischenzeitlich erfolgte Entwicklung anpassen. Sein vorran­
giges Ziel ist, den ökologischen Forderungen bei dem Pflan­
zenschutz und Vorratsschutz noch mehr Geltung zu verschaf­
fen. Unter anderem wird eine Norm aufgenommen, die es der 
zuständigen Behörde ermöglicht, die Abgabe und Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln wegen Fehlens der erforderlichen 
Qualifikation zu untersagen. Für land- und forstwirtschaftliche 
sowie gewerbliche Anwender aber auch für Verkäufer von 
Pflanzenschutzmitteln sind persönliche Anforderungen und 
ein Sachkundenachweis vorgesehen. 
Das Nachweisverfahren hat bereits Vorläufer mit besonde­
rer Betonung der fruchtartenspezifischen Arbeitsrichtung. 
Beispielhaft seien genannt: Die Niedersächsische Verordnung 
über den Nachweis der fachlichen Kenntnisse und Erfahrun­
gen bei der Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln nach 
§ 14 Abs. 2 des PflSchG (6) und der freiwillige Sachkunde­
nachweis für Kleingärtner in Berlin (5).
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Übersicht 1. Einordnung der Bereiche Grund-Wissen und -Können im Pflanzenschutz bei der beruflichen Aus- und Fortbildung 
Zweige: Abgabe AB 
\ 
Baumschule Bs 
Gewerbl. Anwender GW 
� 
Gemüsebau Gb 
Gärtner GA  Landschaftsbau Lb 
Forstwirt FO Obstbau Ob 
Landwirt LA Zierpflanzenbau Zb 
Schädlingsbekämpfer SB 
Vorratsschutz VO 
Winzer WI 
Fach- WissenKonnen 
G d Wissen run - Können
( 
{ 1 SK 
Rechtsnorm und Problematik 
Der die entsprechenden Bestimmungen enthaltende § 10 
EPflSchG lautet: ,,(1) Die zuständige Behörde hat 
1. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in einem
Betrieb der Landwirtschaft, des Gartenbaus oder der Forst­
wirtschaft oder
2. die Ausübung einer nach § 9 anzeigepflichtigen Tätigkeit 1 
ganz oder teilweise zu untersagen, wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, daß derjenige, der diese Tätigkei­
ten ausübt oder der die Personen, die diese Tätigkeiten
ausüben, anleitet oder beaufsichtigt, insbesondere wegen
Fehlens der dafür erforderlichen Zuverlässigkeit oder der
dafür erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkei­
ten, nicht die Gewähr dafür bietet, daß durch die Anwen­
dung von Pflanzenschutzmitteln keine vermeidbaren schäd­
lichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch oder
Tier oder keine sonstigen vermeidbaren schädlichen Aus­
wirkungen, insbesondere auf Wasser, Boden, Luft; Tier­
oder Pflanzenarten, auftreten, und diesem Mangel r.icht
innerhalb einer von der zuständigen Behörde gesetzten
angemessenen Frist abgeholfen worden ist."
Der Gesetzgeber bezeichnet ausdrücklich die Gesundheit
von Mensch und Tier sowie die Gesamtheit des Naturhaushal­
tes als schützenswertes Rechtsgut bei der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln. Aus dem Wortlaut ist abzuleiten daß 
Sachkunde jenes Wissen und Können zu umfassen hat, d�s die 
gewünschte gesundheitliche und ökologische Vorsorge zu 
gewährleisten vermag. 
Somit bedeutet sachkundig sein im Sinne des künftigen 
Pflanzenschutzgesetzes insbesondere Problembewußtsein 
Einsicht in ökologische Verknüpfungsgefüge und Verständni� 
für wirtschaftliche sowie gesundheitliche Gesichtspunkte des 
Pflanzenschutzes. Sachkunde ist Grund-Wissen und -Können
auf dem Gebiet des_ Pflanzenschutzes für jegliche Zweige der
Berufsausbildung (Ubersicht 1). 
Aus der Sachkunde resultiert für den fruchtartenspezifi­
schen Pflanzenschutz gleichsam die Richtschnur verantwor­
tungsvollen Handelns. 
Daraus folgt, daß die Wissensgebiete für die Vermittlung im 
Rahmen der Berufsausbildung und von Vorbereitungslehrgän­
gen in der Erwachsenenfortbildung identisch sind. Freilich 
wird man bei der Auswahl der Lerninhalte jeweils auf Bei-
1 das ist die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln für andere,
außer gelegentlicher Nachbarschaftshilfe 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 38. 1986 
SK = Sachkunde 
(mit Nachweis) 
spiele aus jenen Kulturartenbereichen Bezug nehmen, denen 
das Hauptinteresse der Kursteilnehmer gilt. Selbstverständlich 
ist auch eine didaktische und methodische Anpassung an den 
jeweiligen Teilnehmerkreis. 
Lernzielbeschreibungen (8) definieren „Kenntnis" als diffe­
renziertes Wissen in einem Wissensgebiet, das gedächtnismä­
ßige Verankerung voraussetzt und zur zutreffenden Beschrei­
bung eines Sachverhaltes befähigt. Die gesetzliche Forderung 
und eine realisierbare Zeitdisposition für Angebote von Lehr­
gängen werden allerdings nur einen „Einblick" bzw. ,,Über­
blick" als Qualifikation vermitteln können. Gleichsinnige Ein­
schränkungen ergeben sich im Bereich der praktischen Hand­
habung, wo „Fertigkeit" ein durch intensives Üben gefestig­
tes, sicheres Können bedeutet. Auch hier wird man sich mit 
dem Nachweis der „Fähigkeit" zufrieden geben müssen, das 
heißt, mit jenem Können, das zur Ausübung einer bestimmten 
Tätigkeit notwendig ist. 
Spezielle kulturarten- bzw. fruchtartenbezogene Pflanzen­
schutzpraktiken werden in der Regel durch Berufs- und 
Fachausbildung sowie Erfahrungen erlernt. Sie vermitteln erst 
jene Kenntnisse bzw. Vertrautheit und Fertigkeit, welche 
Gewähr dafür bieten kann, daß gemäß§ 6 EPflSchG Pflanzen­
schutzmittel nach „guter fachlicher Praxis" angewandt 
werden. 
Die zitierte Norm stellt nunmehr fachliche Anforderungen 
an gewerbsmäßige und innerbetriebliche Pflanzenschutzmit­
telanwender auf eine Stufe. Dieses ist insofern bemerkens­
wert, weil nach dem EPflSchG Sachkunde als Minimalforde­
rung an das Grundwissen und -können zu verstehen ist. Dem­
gegenüber verlangt§ 14 Abs. 2 des gültigen PflSchG (4) von 
dem gewerbsmäßigen Anwender fachliche Kenntnisse und 
Erfahrungen ohne einschränkenden Hinweis auf gesundheitli­
che und ökologische Erfordernisse. Infolge der neuen Fassung 
des PflSchG müssen in Lohnunternehmen Tätige künftig den­
selben Maßstäben unterworfen werden, zumal der Gleich­
heitsgrundsatz dieses gebietet. 
Konsequenterweise hätte dann dieser Personenkreis sofern 
ihm ein qualifizierter landwirtschaftlicher oder forstwir�schaft­
licher Berufsabschluß fehlt, auf dem Fundament der Sach­
kunde" eine spezielle Fachausbildung für die Ausübun��einer 
anzeigepflichtigen Tätigkeit zu absolvieren. Analoge Regelun­
gen in anderen Ausbildungszügen des Berufsfeldes Agrarwirt­
schaft wurden bereits angedeutet. 
Nach § 10 Abs. 2 EPflSchG ist die Abgabe von Pflanzen­
schutzmitteln im Einzelhandel von der zuständigen Behörde 
ganz oder teilweise zu untersagen, wenn Tatsachen die 
58 K. HANUSS und W. BEICHT, Sachkundenachweis zum Umgang mit Pflanzenschutzmitteln
Annahme rechtfertigen, daß der Gewerbetreibende oder der­
jenige, der für ihn Pflanzenschutzmittel abgibt, nicht die für 
eine sachgerechte Unterrichtung des Erwerbers über die 
Anwendung der Pflanzenschutzmittel und die damit verbun­
denen Gefahren erforderlichen fachlichen Kenntnisse hat. 
Diese Bestimmung ist aus zwei Gründen problematisch. 
Zunächst stellt man eine teilweise Überschneidung mit den 
Länder-Giftverordnungen fest. Diese machen die Abgabe von 
Giftfertigwaren - also auch von Pflanzenschutzmitteln, sofern 
diese mit einer Giftkennzeichnung versehen sind - von einer 
Erlaubnis abhängig. Die Erlaubnis ist geknüpft an eine soge­
nannte Giftprüfung. Die Prüfung erstreckt sich auf die Kennt­
nisse über die wesentlichen Eigenschaften der Präparate, die 
mit ihrem Umgang verbundenen Gefahren und die Vertraut­
heit mit den einschlägigen Rechtsvorschriften. 
Sodann ist davon auszugehen, daß die Abgabe durch 
Geschäftsinhaber bzw. Verkäufer erfolgt, die in der Regel 
eine Berufsausbildung als Kaufmann oder Drogist haben; oft 
sind lediglich angelernte Kräfte mit der Abgabe beauftragt. 
Mit dem praktischen Pflanzenschutz ist das Verkaufspersonal 
nur selten vertraut. Folglich dürfte dieser Personenkreis mit 
der Verpflichtung zur sachgerechten Unterrichtung des 
Erwerbers über die Anwendungsmodalitäten der Präparate 
überfordert sein. 
Außer den bereits in den Giftverordnungen festgelegten 
Voraussetzungen für die Abgabe kann sich die Unterrichtung 
nur auf den Inhalt der Gebrauchsanleitung (§ 13 Abs. 3 
EPflSchG) erstrecken. Es handelt sich um Angaben zur 
bestimmungsgemäßen und sachgerechten Anwendung, 
Anwendungsverbote und -beschränkungen, Vorsichtsmaß­
nahmen sowie Sofortmaßnahmen bei Unfällen und die sachge­
rechte Beseitigung von Resten und Behältnissen. Hinzu kom­
men die Auflagen zum Schutz der Gesundheit von Mensch 
und Tier und zu dem Schutz vor sonstigen schädlichen Auswir­
kungen, insbesondere auf Wasser, Boden, Luft, wildlebende 
Tier- und wildwachsende Pflanzenarten. 
Gemäß § 10 Abs. 3 EPflSchG sind die erforderlichen fachli­
chen Kenntnisse und Fertigkeiten der zuständigen Behörde 
auf Verlangen nachzuweisen. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Vorschriften über Art und Umfang der 
erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten sowie 
über das Verfahren für deren Nachweis zu erlassen. Erste 
Vorstellungen über Art und Umfang der erforderlichen fachli­
chen Kenntnisse und Fertigkeiten sowie über das Verfahren 
für den Nachweis wurden gemäß einer mündlichen Mitteilung 
bereits in einem Rohentwurf „Pflanzenschutz-Sachkundever­
ordnung" des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten (BML) gefaßt. 
Wer Pflanzenschutzmittel anwenden oder abgeben will, 
braucht seine Sachkenntnisse nicht von vornherein nachzuwei­
sen. So folgert man aus § 10 Abs. 1, denn die zuständige 
Behörde kann nur aus einem begründeten Anlaß, bei Vorlie­
gen von „Tatsachen", im Einzelfall die Zuverlässigkeit oder 
fachlichen Kenntnisse oder Fertigkeiten in Zweifel ziehen, 
sowie den Nachweis der Sachkunde fordern. Analoges gilt für 
eine Untersagung der Abgabe bzw. Anwendung von Pflanzen­
schutzmitteln. Auch die Begründung zu § 10 Abs. 3 ist nicht 
eindeutig, wenn sie ausführt: ,,Die Vorschrift stellt sicher, daß 
die zuständige Behörde den Sachkundenachweis in jedem Fall 
fordern kann. Damit ist ein Ermessensspielraum bezeichnet, 
die Bestimmung jedoch nicht im Sinne des obligatorischen 
Nachweises interpretiert. Eine zweifelsfreie Textfassung 
müßte in etwa lauten: Wer Pflanzenschutzmittel in einem 
Betrieb der Landwirtschaft, des Gartenbaues, der Forstwirt-
schaft oder bei der Vorratshaltung anwendet oder eine nach 
§ 9 anzeigepflichtige Tätigkeit ausübt, hat die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nachzuweisen und
muß die für diese Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit be­
sitzen.
Damit könnte sichergestellt werden, daß nicht nur in selte­
nen Fällen, meist nachdem Rechtsverstöße begangen worden 
sind, ein Nachweis der Sachkunde zu erbringen wäre. Aller­
dings ist eine obligatorische Prüfung insofern rechtlich proble­
matisch, als sie einer Berufszulassungsvorschrift gleichkäme. 
Die Pflanzenproduktion in Haus- und Kleingärten ist von 
den Bestimmungen des § 10 nicht betroffen, obwohl die 
gesundheitlichen und ökologischen Gefahren unsachgemäßer 
Anwendung in diesen Bereichen unverkennbar sind. 
Erwerb und Nachweis 
Erwerb und Nachweis der erforderlichen fachlichen Kennt­
nisse und Fertigkeiten könnten auf zwei Wegen erfolgen: 
l. Vermittlung der Stoffgebiete in der Berufsausbildung oder
Fachausbildung.
Da der Gesetzgeber voraussichtlich davon ausgehen wird,
daß Vertreiber und Anwender von Pflanzenschutzmitteln
mit erfolgreichem Abschluß einer Berufsausbildung die für
diese Tätigkeit erforderlichen fachlichen Kenntnisse und
Fertigkeiten nachgewiesen haben, gilt es, die zu vermitteln­
den Stoffgebiete in die einschlägigen Lehrpläne aufzuneh­
men. Landwirte, Winzer, Gärtner und Forstwirte würden
mit der bestandenen Abschlußprüfung als Gehilfe, Staatlich
geprüfter Wirtschafter, Staatlich geprüfter Techniker und
als Agraringenieur den Sachkundenachweis erbringen.
Analoge Regelungen ergäben sich für Landwirtschaftliche
Laboranten, Landwirtschaftlich-technische Assistenten,
Drogisten, Samenhändler und Agrarpiloten, welche die
Streu- und Sprühberechtigung gemäß § 86 der Verordnung
über Luftfahrtpersonal (LuftPersV) (7) erworben haben.
2. Sachkundenachweis durch eine besondere Prüfung nach
Maßgabe einer Ausbildungs- und Prüfungsordnung.
Zu den Betroffenen würden Personen ohne Ausbildungsab­
schluß gehören, insbesondere eine große Zahl von Neben­
erwerbslandwirten.
In diesem Zusammenhang ist noch zu klären, ob der Sach­
kundenachweis ein für allemal als Legitimation für bestim­
mungsgemäße sachgerechte Anwendung von Pflanzenschutz­
mitteln gelten kann. Wir meinen, daß grobe Verstöße gegen 
Anwendungsnormen und bei der Abgabe die erneute Prüfung 
von Zuverlässigkeit und Sachkunde erforderlich machen. 
Eine weitere offene Frage betrifft die Qualifikation der 
Vermittler und Prüfer fachlicher Kenntnisse und Fertigkeiten. 
Zu fordern ist eine fundierte Ausbildung im Fach Pflanzen­
schutz. Der Prüfungsleiter sollte in der Disziplin Phytomedizin 
und Pflanzenschutz eine Prüfung an einer Wissenschaftlichen 
Hochschule abgelegt haben. 
Modellvorhaben 
Da ein vergleichbares Vorgehen und einheitliches Leistungs­
niveau sowie gegenseitige Anerkennung der Nachweise in den 
Bundesländern unumgänglich erscheinen, fördert das BML 
ein Modellvorhaben zur Gestaltung von Lehrgängen für den 
Erwerb der erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertig­
keiten sowie für deren Nachweis. Zuwendungsempfänger für 
die. Projektlaufzeit 1984/85 und gesamtverantwortlich ist das 
Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten Rhein­
land-Pfalz (MfLWuF). 
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Planung 
Als Zielgruppe von Lehrgängen sind Landwirte im Haupt-, 
Neben- oder Zuerwerb ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
vorgegeben. Zur Planung und Durchführung des Modellvor­
habens wurde im März 1984 eine Arbeitsgruppe gebildet, mit 
deren Koordination das Staatliche Seminar für landwirtschaft­
liche Lehr- und Beratungskräfte Rheinland-Pfalz in Emmels­
hausen beauftragt wurde. Dem operativen Kern der Arbeits­
gruppe gehören an das o. g. Seminar, das Landespflanzen­
schutzamt Rheinland-Pfalz in Mainz (LPA), die regional 
zuständigen Bezirkspflanzenschutzämter Koblenz und Rhein­
hessen (BPA), die Staatlichen Beratungs- und Weiterbil­
dungsstellen in Mainz und Simmern (SBW) sowie die 
DEULA-Lehranstalt Rheinland-Pfalz in Bad Kreuznach. 
Dem LPA oblag im Rahmen der Arbeitsteilung die Aufstel­
lung der fachlichen Inhalte für Lehrgänge und das Curriculum. 
Bis zum Beginn des ersten Lehrgangs wurden folgende Bei­
träge erstellt: 
1. Aufstellung der Wissensgebiete/Lehrgebiete des Vorberei­
tungslehrganges für den theoretischen und praktischen Teil
(Übersicht 2);
2. Festlegung der Anforderungsstufen und Vorschläge zum
Zeitbedarf für die Gebiete „Wissen" und „Können"
(Übersicht 3);
3. Stoffgliederung mit Vorschlägen und Lehrbeispielen sowie
Medien und Quellen;
4. Ausarbeitung von Prüfungsfragen und Antworten;
5. Entwurf einer Prüfungsordnung für den Nachweis der Sach­
kunde.
Das Seminar in Emmelshausen hatte die pädagogische
Bearbeitung des Curriculums zu besorgen. Die Beratungs­
und Weiterbildungsstellen betrieben die Werbung und organi­
sierten die Durchführung. Die Aufgabe der Vermittlung von 
Kenntnissen und Fertigkeiten hatten Mitarbeiter des LP A, der 
BPA, Pflanzenschutzberater (PSB), Dienstangehörige der 
SBW und der DEULA. 
Von der Arbeitsgruppe wurde zunächst ein Lehrgang für 
Obstanbauer in Mainz und für Ackerbauer in Simmern 
geplant. 1985 sollen überdies gleichartige Vorhaben für 
Gemüseanbauer in Nordrhein-Westfalen (Siegburg) und für 
Winzer in Baden-Württemberg (Raum Bühl und Bruchsal) 
von den dortigen Stellen realisiert werden. 
Aufgrund langjähriger Erfahrungen bei der Fachschulaus­
bildung sowie Erwachsenenfortbildung wurde mit Rücksicht 
auf den Stoffumfang die Lehrgangsdauer auf 30 Stunden 
begrenzt. Dieses Zeitlimit ergab sich als Kompromiß zwischen 
pädagogisch sinnvollem Lehr- und Lernablauf sowie akzepta­
bler Beanspruchung berufstätiger Teilnehmer. 
Etwa 50 % des Zeitrahmens sind für praktische bzw. praxis­
nahe Ausführungen und Demonstrationen vorgesehen, die 
übrige Zeit soll fachtheoretischen Darlegungen zur Ökonomik 
des Pflanzenschutzes, Risikoabwehr, rechtlichen Bestimmun­
gen und Hinweisen auf den Pflanzenschutzdienst u. a. Bera­
tungsinstitutionen gewidmet werden. Zweckdienlich erschei­
nen auch zwei Organisationsformen, nämlich als Wochenend­
seminar oder als abendliche Veranstaltungsreihe. 
Als Unterrichtshilfen für das Lehrpersonal sind Medienpa­
kete vorgesehen, welche Dia-Reihen, Folienvorlagen und 
Kurzinformationen zu Ziel, Inhalt, Methoden und Hilfsmit­
teln der Unterrichtseinheiten enthalten werden. Den Kursteil­
nehmern sollten geeignete Lernhilfen für die Erwachsenenbil­
dung zur Verfügung stehen. 
Die Prüfung ist vor einem Prüfungsausschuß abzulegen. 
Diesem sollten unseres Erachtens angehören: 
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Übersicht 2. Wissensgebiete des Vorbereitungslehrganges zum Nach­
weis der Sachkunde für die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
1. Bedeutung des Pflanzenschutzes
2. Schadursachen für Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse sowie
natürliche Helfer bei dem Pflanzenschutz
2.1 Schadorganismen/Nutzorganismen
2.2 Nichtparasitäre Beeinträchtigungen
3. 
3.1 
3.2 
3.3 
3.3.1 
3.3.2 
3.3.3. 
3.3.4 
3.4 
3.5 
3.6 
3.7 
3.8 
4. 
4.1 
4.2 
5. 
Pflanzenschutz 
Bestimmen der Schadursache 
Indirekte Pflanzenschutzmaßnahmen
Direkte Pflanzenschutzmaßnahmen
Physikalische
Biologische
Biotechnische
Chemische 
Pflanzenschutzmittel 
Verfahren und Geräte
Sachgemäßer Umgang mit Pflanzenschutzmitteln und -geräten 
Verhüten vermeidbarer schädlicher Auswirkungen von Mitteln
und Verfahren des Pflanzenschutzes
Integrierter Pflanzenschutz
Rechtliche Bestimmungen für den Pflanzenschutz
Pflanzenschutzrecht
Recht der Nachbargebiete
Pflanzenschutzdienst u. a. Beratungsinstitutionen
Übersicht 3. Anforderungsstufen und Zeitvorschlag des Vorberei­
tungslehrganges zum Nachweis der Sachkunde für die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln 
. .. im Bereich Wissen: 
E = Einblick, Ü = Überblick, K = Kenntnis, V = Vertrautheit 
... im Bereich des Könnens: 
Fä = Fähigkeit, Fe = Fertigkeit, B = Beherrschung 
Wissensgebiete 
1. 
2. 
3.1-3.5 
3.6 
3.7 
3.8 
4. 
5. 
Anforderungsstufen Unterrichtsstunden 
E 1 
E 5 
Ü 6 
Fä 10 
K 2 
Ü 2 
K 3 
E 1 
30 
1. der Leiter des zuständigen Pflanzenschutzamtes als Vorsit­
zender,
2. eine Fachkraft auf dem Gebiet der pflanzenbaulichen Pro-
duktion,
3. der örtlich zuständige Pflanzenschutzberater,
4. ein Beauftragter der DEULA,
5. ein Vertreter des Berufsstandes.
Die Prüfung soll in etwa den Schwierigkeitsgrad einer
Gehilfenprüfung haben und wird in einen theoretischen und 
einen praktischen Teil gegliedert. Im theoretischen Teil gilt es 
30 Aufgaben aus allen Stoffgebieten im Antwort-Auswahl­
verfahren zu lösen. Die Zeitvorgabe beträgt 1 Stunde. Im 
praktischen Teil soll die Prüfung je Teilgebiet 15 Minuten, 
insgesamt jedoch nicht länger als 45 Minuten dauern. Die 
Prüfung ist bestanden, wenn mindestens ausreichende Lei­
stungen erbracht worden sind. Der Prüfungsteilnehmer erhält 
ein Zeugnis über die bestandene oder einen Bescheid über die 
nicht bestandene Prüfung. Eine nicht bestandene Prüfung 
kann wiederholt werden. 
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Über Verlauf und Ergebnisse der Lehrgänge in Mainz und 
Simmern ist an anderer Stelle berichtet worden (1,3 und 
PREETZ, Seminar Emmelshausen, mündl. Mitteilung). 
Die Quoten an Lehrverpflichtung in Stunden der beteiligten 
Institutionen zeigt Tabelle 1. 
Tab. 1. Quoten der Wissensvermittlung/Lehrverpflichtung in Stunden 
der beteiligten Institutionen (Abk. s. Text) 
Vermittler LPA BPA PSB SBW DEULA 
Zielgruppe 
Obstanbauer 
1984 in Mainz 14 7 3 6 
Ackerbauer 
1985 in Simmern 8 3 8 5 6 
Folgerungen 
Hinweise für künftige Lehrgänge zur Vermittlung der fachli­
chen Kenntnisse und Fertigkeiten können anonymen schriftli­
chen Befragungen der Teilnehmer zum Abschluß der Veran­
staltungen entnommen werden. Mit berücksichtigt sind auch 
Erfahrungen von Lehrpersonen aus dem Pflanzenschutz­
dienst: 
Beweggründe für die Teilnahme war das Interesse an Wei­
terbildung, Information, Ausfüllung von Kenntnislücken und 
fachliche Unsicherheit. Man erwartete auch die Erweiterung 
von Kenntnissen im fruchtartenbezogenen Pflanzenschutz, 
was nicht primär zu den Zielen der Kurse gehörte. Hingegen 
wurde der Schutz von Mensch, Tier und Naturhaushalt sowie 
die Kostenersparnis mit geringerer Häufigkeit als Gegenstand 
der Informationserwartung bezeichnet. 
Lehrgangstermine in der arbeitsärmeren Jahreszeit werden 
mehrheitlich als besonders geeignet empfunden. 
Eine Entfernung zum Lehrgangsort von maximal 40 km 
halten die meisten Teilnehmer für zumutbar. Es wird ange­
regt, zwecks Fahrtkostenersparnis die Kurse in Blockform zu 
halten. 
Die Zahl der Teilnehmer je Kurs sollte 20 nicht überschrei­
ten. Für die Begrenzung spricht auch der Zeitaufwand von ca. 
7 Stunden für die gesamte Prüfung. 
Die überwiegende Mehrzahl der Befragten hält die Lehr­
gangsdauer von 30 Stunden für richtig bemessen; eine 
beträchtliche Minderheit für zu kurz. Der Diskussion sollte 
mehr Raum gegeben werden. Die an sich wünschenswerte 
Arbeit in Gruppen bleibt wegen der Zeitbegrenzung auf Aus­
nahmen beschränkt. Abendveranstaltungen überfordern gele­
gentlich das Konzentrationsvermögen der Teilnehmer. Da im 
Winter nur wenig natürliche Objekte als Anschauungsmaterial 
zur Verfügung stehen, Kontrollen der Pflanzenbestände und 
Pflanzenschutzmaßnahmen kaum geübt werden können, sind 
zusätzliche „Feldpraktika" notwendig. Drei bis vier halbtä­
gige Übungen im Zeitraum März bis Juni dürften als bedarfs­
deckend anzusehen sein. Erst im Anschluß an die Serie der 
Feldpraktika sollte die Zulassung zur theoretischen und prak­
tischen Prüfung erfolgen. 
Fast alle Teilnehmer erkannten die Notwendigkeit weiter­
führender Fortbildung. Erwartungsgemäß streben sie eine 
Vertiefung der Pflanzenschutzmittelkunde und der Kenntnis 
von Schadorganismen an. Auch besteht ein Interesse an 
Arbeitsgemeinschaften zum fachlichen Erfahrungsaustausch. 
In dem Modellvorhaben waren zur Erarbeitung der Grund­
lagen, Erprobung des Konzeptes und Erfahrungssammlung 
größtenteils Angehörige des Höheren Dienstes als Lehrperso­
nen tätig. Künftig sollte die Vermittlung der erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten, dem Schwierigkeits­
grad der Lernziele entsprechend, Pflanzenschutzberatern bzw. 
Sachbearbeitern (Gehobener Dienst) anvertraut werden. Ein 
Pflanzenschutztechniker (Mittlerer Dienst) kann den Berater 
im fachpraktischen Teil unterstützen. 
Der Zeitbedarf für die Lehrgänge ist groß; der Ausgleich 
von Überstunden durch Gewährung von Dienstbefreiung an 
das Lehrpersonal schmälert zusätzlich das Arbeitskraftpoten­
tial für die Erledigung anderer dienstlicher Aufgaben. Nach 
Lage der Dinge dürfte der Erwerb der erforderlichen fachli­
chen Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen einer Berufs­
ausbildung ohne zusätzlichen Aufwand zu vermitteln sein. 
Falls ein Sachkundenachweis zwingend vorgeschrieben wer­
den sollte, ergäbe sich infolge des großen Anteils von Mittel­
anwendern ohne Berufsausbildung bei den zuständigen 
Behörden ein nicht unbeträchtlicher zusätzlicher Personalbe­
darf. 
Man wird davon ausgehen können, daß nach Maßgabe der 
Haushaltsgesetze der Länder für die Teilnahme an solchen 
Vorbereitungslehrgängen und Prüfungen nach Inkrafttreten 
der „Pflanzenschutz-SachkundeverQrdnung" Gebühren und 
Auslagen zu entrichten sein werden. Unter Berücksichtigung 
des Aufwandes dürfte ein Betrag von DM 150,- bis DM 200,­
je Teilnehmer zu veranschlagen sein. 
Fachliche Kenntnisse und Fertigkeiten im Pflanzenschutz 
sind an sich Voraussetzungen erfolgreichen Wirtschaftens. 
Dem im EPflSchG verankerten Prinzip der Vorsorge für die 
Gesundheit von Mensch, Tier und den Naturhaushalt ent­
spricht es, dem Anwender die Gefahren unsachgemäßen 
Gebrauchs von Pflanzenschutzmitteln bewußt zu machen. Die 
Vertiefung der Einsichten in Wirkungszusammenhänge der 
Umwelt trägt zur Stärkung des Bewußtseins bei, daß nur die 
Abstimmung menschlicher Eingriffe auf die natürlichen 
Abläufe und querschnittsorientiertes Denken und Handeln 
sichere Grundlage für nachhaltige Ertragsfähigkeit und dauer­
haften Wohlstand ist. Das im Modellvorhaben erarbeitete 
Lehrprogramm der Vorbereitungskurse für den Sachkunde­
nachweis entspricht dieser Zielsetzung. Wünschenswert wäre, 
bis zum Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens die vorste­
hend aufgeworfenen Fragen zu einzelnen Normen zweifelsfrei 
zu beantworten. Die zuständigen Behörden bekämen so 
Abwägungs- und Auslegungshilfen im Gesetzesvollzug. 
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